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An unsere Mandantinnen und Mandanten 

Neuregelung zum 01.07.2026: Minijobber können freiwillig wieder in 
die Rentenversicherung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Mandanten,  
 
zum 1. Juli 2026 tritt eine Neuregelung in Kraft, die für Sie als Arbeitgeber und für Ihre 
Minijobberinnen und Minijobber gleichermaßen relevant ist. Wir möchten Sie kurz und 
verständlich darüber informieren, was sich ändert und was jetzt zu tun ist. 

Worum geht es? 

Minijobber, die sich früher von der Rentenversicherungspflicht haben befreien lassen, konnten diese 
Entscheidung bislang nur unter sehr engen Voraussetzungen wieder ändern – zum Beispiel durch 
einen Arbeitgeberwechsel oder eine längere Unterbrechung der Beschäftigung. Ab dem 1. Juli 2026 
wird das deutlich einfacher: Wer sich befreien lassen hat, kann diese Befreiung künftig einmalig 
zurücknehmen und freiwillig wieder in die Rentenversicherungspflicht wechseln – ohne dafür den 
Job wechseln oder unterbrechen zu müssen. 

Was bedeutet das konkret? 

Entscheidet sich ein Minijobber für die Rückkehr in die Rentenversicherungspflicht, zahlt er künftig 
einen eigenen Beitrag von 3,6 % des Verdienstes (bei Minijobs in Privathaushalten 13,6 %). Im 
Gegenzug fließen auch die pauschalen 15 % (bei Minijobs in Privathaushalten 5 %) weiter direkt ins 
Rentenkonto des Mitarbeiters. Dadurch erwirbt der Minijobber unter anderem: 

• vollwertige Pflichtbeitragszeiten und damit Zugang zu Reha-Leistungen und 
Erwerbsminderungsrente, 

• Anrechnung auf Wartezeiten, zum Beispiel für eine frühere Altersrente, 

• Absicherung für Hinterbliebene (Witwen-, Witwer- und Waisenrente), 

• der Verdienst wird in voller Höhe für die spätere Altersrente berücksichtigt, statt der bisherigen 
anteiligen Berücksichtigung, 

• sowie die Zugangsvoraussetzung für eine geförderte private Altersvorsorge (z. B. Riester oder 
ETF-Sparen). 

Wie wird der Antrag gestellt? 

Der Arbeitnehmer stellt den Antrag auf Aufhebung der Befreiung formlos oder mit dem amtlichen 
Formular direkt bei Ihnen als Arbeitgeber. Das passende Formular (Antrag auf Aufhebung der 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 6 SGB VI) haben wir diesem 
Schreiben als Anlage beigefügt. Der Antrag wirkt jeweils ab dem ersten Tag des Monats, der auf 
den Eingang des Antrags folgt – ein bereits im Juni gestellter Antrag kann also bereits zum 1. Juli 
2026 wirksam werden. 

Wichtig: Die Entscheidung ist für die Dauer der Beschäftigung bindend. Eine erneute Befreiung von 
der Rentenversicherungspflicht ist danach ausgeschlossen. Übt der Arbeitnehmer mehrere Minijobs 
gleichzeitig aus, gilt die Aufhebung einheitlich für alle diese Beschäftigungen, und er muss alle 
Arbeitgeber entsprechend informieren. 

Was raten wir Ihnen? 

Es besteht keine gesetzliche Pflicht, Ihre Minijobber aktiv über diese Möglichkeit zu informieren. Aus 
unserer Sicht gehört eine kurze Information jedoch zu einer guten und transparenten 



Personalkommunikation – zumal die Entscheidung allein bei Ihren Mitarbeitenden liegt und für Sie 
als Arbeitgeber lediglich eine technische Ummeldung in der Abrechnung bedeutet. 

Gerne unterstützen wir Sie dabei: Diesem Schreiben liegt zusätzlich eine Vorlage für ein 
Informationsschreiben an Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei. Diese können Sie unverändert 
nutzen oder nach Bedarf anpassen und an Ihre Belegschaft weitergeben. 

Was müssen Sie als Arbeitgeber tun? 

• Eingehende Anträge auf Aufhebung der Befreiung entgegennehmen und zu den 
Entgeltunterlagen nehmen, 

• uns als Lohnabteilung über jeden eingegangenen Antrag informieren, damit wir die 
Umschlüsselung und die Meldung an die Minijob-Zentrale fristgerecht vornehmen können, 

• dabei beachten: Die Aufhebung wirkt erst ab dem Folgemonat des Antragseingangs, nicht 
rückwirkend für den laufenden Abrechnungsmonat. 

Bei Fragen zur Umsetzung in der Abrechnung oder zur Kommunikation mit Ihrer Belegschaft 
sprechen Sie uns gerne jederzeit an. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr LOHNTEAM 

Anlage: Antrag auf Aufhebung der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht (§ 6 Abs. 6 SGB VI) inkl. Merkblatt 


